


Rückmeldungen der Vertreter des Meldewesens zum Thema Berichtigungen

Fragen aus der Umlaufbefassung
1. Ist diese Annahme (siehe CR, Eintrag 2017-03-07) aus Sicht des Meldewesens korrekt?
2. Teilen Sie die Ansicht, deshalb die Berichtigungen auf die betroffene Person zu beschränken?
3. Sind die in den Tabellen 11.1 bis 11.4 in der Spalte StA2MB mit einem Kreuz markierten Felder ausreichend, um den Großteil der Berichtigungen an die Meldebehörden abzudecken?
Antworten der Vertreter:
DZBW:
Zu 1.+2.:
Eine betroffene Person kann auch die Rolle als beigeschriebene Person zu einer anderen Melderegisterperson haben, wenn beide innerhalb desselben Zuständigkeitsbereiches einer Meldebehörde gemeldet sind. Werden die Daten der betroffenen Person jetzt geändert, z. B. auf Grund einer Berichtigungsmitteilung durch das Standesamt, dann werden auch ihre Daten in der Rolle als beigeschriebene Person bei der anderen Melderegisterperson automatisch per Programm mitgeändert.  
Eine betroffene Person kann auch die Rolle als beigeschriebene Person zu einer anderen Person in einem anderen, externen Melderegister haben, wenn diese andere Person   außerhalb des Zuständigkeitsbereiches der Meldebehörde gemeldet ist.  Werden die Daten der betroffenen Person jetzt von der für die betroffene Person zuständigen Meldebehörde geändert, z. B. auf Grund einer Berichtigungsmitteilung durch das Standesamt, dann erfolgt eine Mitteilung über die geänderten Daten an die externe Meldebehörde der anderen Person, damit diese ihr Melderegister hinsichtlich der Daten zur beigeschriebenen Person fortschreiben kann. Dies ist momentan auf Grund der rechtlichen Bestimmungen in der 1. BMeldDÜV nur dann automatisiert möglich, wenn die betroffene Person in der anderen Meldebehörde in der Rolle Ehegatte/Lebenspartner als beigeschriebene Person gespeichert ist. Für Kinder und gesetzliche Vertreter ist dies,  wie Sie auch festgestellt haben, noch nicht möglich.   
Von daher ist es u. M. nach ausreichend, die Berichtigungen auf die betroffene Person zu beschränken.
Zu 3.:
Ja.
Berlin (LABO):

Auch bis in das Schaubild der letzten Bearbeitung vom 16.02.2017 wird vom EG XPers scheinbar davon ausgegangen, dass für die beteiligten Personen (Kind, Mutter, Vater) bis zu 3 verschiedene Meldebehörden zuständig sein können. Dies ist nicht der Fall! Richtig ist hingegen, dass nach den Regeln des BMG und seiner VwV max. 2 Meldebehörden beteiligt sein können – die MB von Mutter und Kind ist immer dieselbe; es wird an die Meldebehörde doch keine „Geburtsurkunde“ übermittelt sondern die Tatsache, dass eine Frau ein Kind geboren hat.
Ich bin damit einverstanden, dass Berichtigungen von Daten der Übermittlung der im CR als beigeschriebene Personen Bezeichneten unterbleiben sollen. Allerdings habe ich dann ein Verständnisprobleme mit dem Begriff „primär betroffene Personen“, wenn ich z.B. an Berichtigungen von Mitteilungen in Ehe-/Lebenspartnerschaftssachen denke – ein Ehegatte/Lebenspartner ist im Melderegister-Datensatz die beigeschriebene Person des anderen und umgekehrt.
Zum Ehenamen:
Die Speicherung eines Ehenamens/Lebenspartnerschaftsnamens im Melderegister macht nur dann einen Sinn, wenn keiner der Ehegatten/Partner den Familiennamen des anderen annimmt – daher kann aus meiner Sicht die grundsätzliche Übermittlung eines Ehenamens/ Lebenspartnerschaftsnamens unterbleiben; dieses Vorgehen reduziert auch die Anzahl potentieller Berichtigungen.
Zu den Fragen:
Ja, Berichtigung zu „betroffenen Personen“, wobei der Begriff für viele Fälle als nicht ausreichend definiert angesehen werden muss.
Die in den Tabellen 11.1 bis 11.4 markierten Daten sollten für den Großteil der Berichtigungen ausreichen.
Ergänzung (2017-03-30):
In dem 2016/127 hab ich noch meine Feststellungen zum Ehenamen „etwas“ konkretisiert – ich werde mich inhaltlich um dieses Thema (im Sinne von Wegfall) weiter kümmern; ich weiß ja: das ist nicht Eure Baustelle.
Weitere Hinweise zum Ehenamen aus meiner Sicht:
[bookmark: _GoBack]Die Speicherung eines Ehenamens/Lebenspartnerschaftsnamens im Melderegister macht nur dann einen Sinn, wenn keiner der Ehegatten/Partner den Familiennamen des anderen annimmt – daher kann aus meiner Sicht die grundsätzliche Übermittlung eines Ehenamens/ Lebenspartnerschaftsnamens unterbleiben; dieses Vorgehen reduziert auch die Anzahl potentieller Berichtigungen.
Generelle Betrachtung: 
Die Speicherung der Ehenamen/Lebenspartnerschaftsnamen im Melderegister (DSMeld Felder 0103 – 0106), macht - nach Regelungen des § 1355 BGB – keinen Sinn. Die Partner müssen sich ohnehin anlässlich der Eheschließung/Begründung der Lebenspartnerschaft (noch) nicht auf einen gemeinsamen Familiennamen einigen. Erst mit dem ersten in einer Ehe geborenen Kind ist diese Entscheidung - nach deutschem Namensrecht - zu treffen; in Lebenspartnerschaften muss dies, nach der aktuellen Rechtslage, die Adoption z.Zt. noch ausschließt, auch niemals geschehen.
Das Meldewesen hat ohnehin keinen eigenen bzw. erkennbaren Vorteil: nach einer Geburt erhält die Meldebehörde einen entsprechende DÜ aus dem Personenstandswesen, die die (spätestens dann) getroffene Entscheidung der Eheleute zur Familiennamensführung (des Kindes) enthält.
Die Vorhaltung einer Namensführung in der Ehe oder Lebenspartnerschaft in eigenen Datenfeldern ist daher im Meldewesen (eigentlich) obsolet – neben dem Rückmelde und Fortschreibungsverfahren der MB’en untereinander werden nach den Datenkatalogen auch nur zwei DÜ-Empfänger mit diesen Daten „versorgt“: die Deutsche Rente (in der Änderungsmitteilung 1001 und in der Geburtsmitteilung 1003, wobei der Datentyp type.dsrv.aenderung.nachname, der den Ehenamen enthält, an der Stelle sogar nur zum Kind selbst übermittelt wird!) und das Bundesverwaltungsamt in Optionsmitteilungen; weiterhin sind nur in XMELDIT Anfragen mit und Auskünfte über Ehenamen möglich.

Der Wegfall der Speicherung der Ehenamen/Lebenspartnerschaftsnamen im Meldewesen muss daher geprüft werden, damit entfiele auch eine entsprechende Übermittlungs-/ Berichtigungsnotwendigkeit aus dem Personenstandswesen.


Brandenburg:
Zur Berichtigung sollten wir in der Sitzung ausführlich sprechen. Die Fallgestaltungen sind vielfältig. Eine Beschränkung von Berichtigungen auf die betroffene Person halte ich nicht für zielführend.

Hamburg:
In den meisten Fällen ist die MB der Mutter auch die MB des Kindes, so wie Rainer es geschrieben hat. Ich gehe aber mit Alexander konform, dass die Fallkonstellationen vielfältig sind und besprochen werden sollten.
Die Berichtigungen sollten alle Personen abdecken.
Die markierten Daten sollten ausreichen, um den Großteil an den Berichtigungen abzudecken.



